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A n fra g D e a n.....t w r~ r tun g .. 

Die sozialistischen Abgeordneten hatten in zwei Anfragen 
an den Bundesminister für ~andel und Wiederaufbau die unverzUgliohe 
Eathebung des Ing.,Robert Rappatz von seiner Funktion als Präsident 
der Kammer der gewerblichen vVirtsC'haft fUr Kärnten gefordert. 

In seiner schriftliohen Antwort vom 22.J~er d.J. verwies 
Bundesminister Dr"h.c.H ein 1 darauf, dass das Bundesministerit.ml 
für Handel und Wiederaufbau die Vorlage der Erhebungsakt.en angeordnet 
habe, da § 38 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesotzas dem 
Ministerium die Möglichkeit bietei, im Ermittlungsverfahren auftau

chende Vorfragon, die als Hauptf'rage von den Geriohten zu entsoheiden 

wär~, naoh der über die maasge'benden Verhältnisse ~ewonnencn eigenen 
Ansohauung03t\,zu beurteilen, 

In ~gänzung dieser Antwort teilt nun der Bundesminister für 

Handel und Wiederaufbau mit t dass die StaotsanwaltsohaftKlogenfurt 
beim, Untersuohungsrinhter in dcr Strafsaohe gegen. Ing.Robert RElppatz 

die Einstellungserklärung hinsiohtliCh dbr'VerfDhr91fnach §8 des 

Ver'Potsgesetzes, § 7,lit lll D, dos WahlgcaetzElfJUIld.§ 2, (9), der Wahl-
.,' ._ •..• c" t' - "._ -' '.!'. ".'. ". 

gesctznovcl:rc:~bgegobcn· hai. Ess·cisomi"tkeine Handhabe für ein 

Einsohreiten gegen den Genannten auf Grund der Bestimmungen das 

HandelsktJmmergoeietzes gegeben. 
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